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BGB §§ 157 (Allgemeine Geschäftsbedingungen),
167 (Anscheinsvollmacht), 242, 676

1• Zur Anwendung der Hechtsgrundsätze der soge­
nannten Anscheinsvollmaoht im Bankverkehr.
Die Rechtsfrage, ob auch bei satzungsmässiger 
Regelung der Vertretungsbefugnis Öffentlicher 
Kreditanstalten und Sparkassen eine Berufung 
auf die Rechtsgrundsätze der Anscheinsvoll- 
macht möglich ist, bleibt unentschieden.

2« Ist durch eine Breizeichnungsklausel in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen die Haftung 
einer Bank aus Auskünften und Bmpfehlungen 
ausgeschlossen, so kann die Berufung der Bank 
auf diese Freizeichnungsklausel als mißbräuch 
liehe HechtsausÜbung unbeachtlich sein, wenn 
es nach den besonderen Umständen des Binzel­
falles mit Treu und Glauben unvereinbar ist, 
daß sich die Bank der Verantwortung für ihr 
Handeln entzieht.
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Verkündet am 5. Januar 1955 
Halessa, Justizsekretär als 
Urkundsbeamter der Geschäfts- 

. stelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Stüdt. G f l B B  in S f H H H H H t  K®Hetraße ge­setzlich vertreten durch inren Vorstand,
Beklagten, Berufungsbeklagten, An- schlußberufungsklägerin und Revi­
sionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Br. • t
gegen

den Inhaber 
S M »  in S|

n ipsergeschäfts und Betonwerkes KarlIstraße
Kläger, Berufungskläger, Anschluß­berufungsbeklagten und Revisions- 
beklagten,

- ProzeßbeVollmachtigter* Reohtsanwalt Br»

>%o
■•v

hat der VI. 2ivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 5. Januar 1955 unter Mitwirkung der 
Bundesriehter Br. Kleinewefers, Br. Gelhaar, Br. Meyer, *
Hanebeok und Br. Hauß 0

Ifür Reoht erkannt? 4

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil des 4. 
Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Stuttgart vom 
22. Juli 1954 wird zurückgewiesen.

Bie Kosten der Revision werden der Beklagten aufer­
legt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger führte von September 1950 bis Januar 1951 
für die Chemische Fabrik W f P H B  und MflH), eine offene 
Handelsgesellschaft^ Gipserarbeiten bei dem Neuaufbau der 
Hausruine A ^ H H B B p t r a ß e
durch. In Höhe von 7.223,50 DM erhielt er für seine nicht 
beglichene Werklohnforderung von der Bauherrin Wechsel, 
von denen er zwei an die Beklagte zum Diskont, die übri­
gen an Lieferanten seitergab. Sämtliche Wechsel gingen zu 
Protest. Die Beklagte belastete den Kläger in Höhe des 
Betrages der von ihr weitergegebenen Wechsel (= 2.000 DM) 
auf seinem Girokonto. Ober das Vermögen der Firma 
flHH) die bereits im Januar 1951 in Zahlungs­
schwierigkeiten geriet, wurde nach Ablehnung des Vertrags­
hilfe- und des Vergleichsverfahrens am 2. Juli 1951 das 
Konkursverfahren eröffnet, das später mangels Masse ein­
gestellt wurde. Der Kläger will sich wegen des ausgefal­
lenen Betrages und der entstandenen Weohselunkosten von 
376,50 DM an die Beklagte halten, die seit 1948 in Ge­
schäftsverbindung mit der Firma stand
und dieser Kredit in Höhe von Über 150.000 DM eingeräumt 
hatte. -

Zur Begründung hat der Kläger vorgetragen, er habe 
wie die übrigen Bauhandwerker angenommen, die Finanzie­
rung des Aufbaus sei durch ein Baudarlehen der Beklagten 
gesichert. Er habe bei der Beklagten wiederholt ange­
fragt, ob Bedenken beständen, von der Firma W ^ m ^  und 
H U B  Wechsel anzunehmen. Die Angestellten der Beklag- 
ten H 0 H ,  Sachbearbeiter der Kreditabteilung, und Beut­
ler, Leiter der Wechselabteilung, hätten ihm mehrfach er­
klärt, er solle die Wechsel annehmen und weitergeben,
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wegen der Sicherheit beständen nicht die geringsten Beden­
ken, die Wechsel seien gut und nur gegeben, weil sie zins- 
lich billiger seien als der normale Bankkredit., Die Wech­
selbeträge lägen im Bahmen des der Firma und
)IS^|§zugesicherten Baudarlehens, die Kreditangelegenheit 
sei bei Fälligkeit der Wechsel erledigt, diese würden 
dann von der Beklagten eingelöst werden. Die gleichen 
Erklärungen seien von der Beklagten auch anderen Bauhand­
werkern und dem Architekten abgegeben worden, die sich 
ebenfalls auf die Zusicherung verlassen und für die Firma 
W f l B  und llj^p^weitergearbeitet hätten. Tatsächlich 
sei ein großer Teil des durch Grundschuld gesicherten 
Darlehens der Beklagten dazu verwandt worden, um' das über­
zogene Konto der Firma und 4 H B  - us laufender
Geschäftsverbindung abzudecken, während nur geringe Beträ­
ge dem Bau zugeflossen seien. Die Beklagte habe das .den 
Handwerkern bewußt verschwiegen, weil sie ein Interesse 
daran gehabt habe, daß die Bauhandwerker weitergearbeitet 
und durch Fertigstellung des Baues die Sicherheit für die 
Grundschulden auf dem Baugrundstück erhöht hätten.

Der Kläger ist der Ansicht, die Beklagte habe ver­
traglich für die gemachte Zusage einzustehen, zum mindesten 
aber habe sie den durch die bewußt unrichtig erteilten 
Auskünfte entstandenen Schaden wieder gutzumachen. Hilfs­
weise hat der Kläger geltend gemacht, die Beklagte habe 
sich alle noch verfügbaren Vermögenswerte der Firma W 0 B  
B H B  und M f l B i  übertragen lassen, so daß sie aus dem 
Bechtsgrund der Vermögensübernahme (§ 419 BGB) für einen 
Betrag von mindestens 3.000 DU hafte. Im Zeitpunkt der 
Vermögensübernahme habe seine, des Klägers Forderung 3.000 DK 
betragen.

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zur Zahlung 
von 7.601,80 DM nebst Zinsen zu verurteilen.

-
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Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten.
Sie hat die vom Kläger behauptete Zusicherung in Abrede 
gestellt. Im Übrigen ist sie der Auffassung, eine solche 
Zusicherung könne für sie schon deshalb nicht rechtsver­
bindlich sein, weil und keine Vertretungs­
vollmacht gehabt hätten. Eine Haftung für Auskünfte sei 
-in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die der Kläger 
als Girokunde anerkannt habe, ausgeschlossen. Es sei dem 
Kläger auf seine Fragen auch höchstens eine kurze Unter­
richtung über den-Stand der Kreditangelegenheit gegeben 
worden, wobei darauf hingewiesen worden sei, daß der von 
der Landeskreditanstalt erwartete weitere Kredit noch be­
willigt werden müsse. Sie, die Beklagte, habe ihre Kredit­
zusage gegenüber der Firma und l ^ H I  erfüllt.
Die Verwehdung eines Teiles des Kredits zur Abdeckung 
des überzogenen laufenden Kontos der Firma ^
I^PHIhabe den Abreden entsprochen. Dem Bau sei trotz 
dieser Umschuldung noch ein erheblicher Teil des Kredits 
zugeflossen. Daß die Baukosten durch Erweiterung des Bau-
prögramms um über 100.000 DM überschritten würden, habe 
sie nicht voraussehen können. Ebenfalls könne sie nicht 
dafür verantwortlich gemacht werden, daß der von der 
Landeskreditanstalt erwartete Kredit von 35.000 DM ausge­
blieben sei. Die Bauhandwerker seien sich darüber im kla­
ren gewesen, daß die Finanzierung des Baues von der Aus­
zahlung dieses Kredits abhängig gewesen sei« Sie seien 
deshalb auch bei der Landeskreditanstalt vorstellig ge­
worden, um eine Auszahiu&g der Kreditsumme zu erreichen. 
Eine Vermögensübernahme im Sinne des § 419 BGB habe nicht 
stattgefunden. Sie, die Beklagte, habe sich nur einzelne 
Gegenstände sicherungshalber übereignen und eine ziffem- 
mässig limitierte Mantelzession über Geschäftsforderun­
gen geben lassen. Trotz dieser Sicherungen und der zu



ihren Gunsten eingetragenen Grundschulden habe auch sie 
Verluste erlitten, da die Sicherungen zur Deckung ihrer 
Forderung nicht ausgerBicht hätten.

Die Firma Paul W B H k  die einen Pfändungs- und Über­
weisung eheSchluß in die Klageforderung in Höhe von 2.800 DM 
erwirkt hatte, ist dem Kläger als Streithelferin beigetre­
ten, hat sich’ jedoch in der Revisionsinstanz nicht ver­
treten lassehc

Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
5.000 DM nebst Zinsen verurteilt und ihr die Beschränkung 
auf das von der Firma W ( B H B  un<* MBBBÜbernommene 
Vermögen Vorbehalten. Im übrigen hat es die Klage abge­
wiesen. Das Urteil ist vom Kläger mit der Berufung, von 
der Beklagten mit der Anschlußberufung angefochten worden. 
Das Oberlandesgericht hat die Anschlußberufung zurückge­
wiesen und die Beklagte auf die Berufung zur Zahlung von 
7*223>50 DM nebst Zinsen verurteilt. In Höhe von 378,50 DU 

* (Wechselunkosten) hat es die Klage abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte den Antrag 
auf Klageabweisung weiter. Der Kläger bittet u& Zurück­
weisung der Revision.

Entscheidungsgründe>

I.

Die Revision rügt zunächst Verletzung des § 551 
Hr 1 ZPO, indem sie darauf hinweist, daß an der angefoch­
tenen Entscheidung neben einem Senatspräsidenten zwei 
Amtsgerichtsräte mitgewirkt haben. Die Besetzung des glei­
chen Senats des Oberlandesgerichts Stuttgart mit densel- -
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ben Richtern ist bereits in dem Urteil des II Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofs vom 16. Dezember 1953 (BGHZ 12, 1) 
unter dem Gesichtspunkt der Verletzung der §§ 70, 117, 118 
GVG gewürdigt worden. In diesem Urteil hat der II. Zivil- 

• senat unter Berücksichtigung der ungewöhnlichen Personal­
verhältnisse der Hachkriegszeit und der besonderen Über­
gangsschwierigkeiten im Raum des ehemaligen Südweststaates 
abschliegend ausgeführt, daß die beiden Hilfsrichter im 
Zeitpunkt des damals zur Erörterung stehenden Berufungs­
urteils - 22. DezemberH952 - zu Recht als ständige Mit-----
glieder ihres Senats eingesetzt gewesen seien. Der erkennen­
de Senat tritt sowohl der grundsätzlichen Stellungnahme 
des Urteils BGHZ 12, 1 zu der Möglichkeit der Heranziehung 
von Hilfsrichtem bei Oberlandesgerichten wie der Anwen­
dung dieser Rechtsgrundsätze auf den besonderen Fall des 
Oberlandesgerichts Stuttgart bei. Insoweit legt auch die 
Revision die gleiche Rechtsbeurteilung zugrunde, nur meint 
sie, im Juli 1953 sei der im Urteil des II. Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofs zugebilligte Übergangszeitraum, ab- 
geschlossen gewesen, da die Oberlandesgerichte Tübingen^' 
und Freiburg nicht mehr bestanden hätten und das dauernde 
Bedürfnis der Errichtung weiterer Oberlandesgeriohtsrats- 
stellen endgültig festgestanden habe. Der Senat hat eine 
Xußerung des Oberlandesgerichtspräsidenten in Stuttgart 
eingeholt, aus der hervorgeht, daB sich wegen der Staats­
neubildung die Verabschiedung des Haushalts 1953 für Ba- * . 
den-Württemberg zunächst verzögert hat, daB dann aber am '
6. Juli 1953 vom Ministerrat und am 9* Juli 1953 vom Fi­
nanzausschuß der badisch-württembergischen verfassungge­
benden LandesverSammlung eine vom Justizministerium bean­
tragte Vorwegbewilligung von zwölf Oberlandesgerichts- 
rats-Planstellen beschlossen wurde. Von diesen Planstel­
len sind sieben auf das Oberlandesgericht Stuttgart entfal-
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len und am 1, August und am 1» September 1953 besetzt wor­
den«, Die beiden Hilfsrichter (Amtsgerichtsräte), die an 
der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt haben, wurden 
am 1. August 1953» also acht Tage nach ihrem Erlaß, zu 
Oberlandesgerichtsräten ernannt. Mit Rücksicht hierauf 
kann festgestellt werden, daß die Besetzung des 4» Zivil­
senats mit zwei Hilfsrichtem auch im Juli 1953 noch einen 
Obergangscharakter im Sinne von BGHZ 1 2 , 1 gehabt hat, 
so dcß die Besetzung des Gerichts ordnungsmässig war.

. n«

1. Das Oberlandesgericht hat die Verurteilung der 
Beklagten in erster Linie darauf gestützt, daß zwischen 
den Parteien ein Garantievertrag geschlossen sei, nach 
dem die Beklagte die Gewährleistung für die Einlösung der 
von der Firma un<* .ausgestellten und dem
Kläger zahlungshalber übergebenen Wechsel übernommen habe. 
Bei dieser Würdigung.hat das Berufungsgericht folgende 
Erwägungen zugrunde gelegt:

Die Beklagte sei in starkem Maße an der Fertigstel­
lung des Baues interessiert gewesen. Die Schuld der Firma 
W M »  und gegenüber der Beklagten sei in ständi­
ger Entwicklung immer größer geworden. Die Sicherungen 
dieser Schuld seien betragsmässig ungenügend, zum Teil 
auch dem Gehalt nach minderwertig gewesen. Die für ;die Be- • 
klagte maßgeblichen Beleihungsgrundsätze der Satzung sei­
en offenbar nicht eingehalten worden. Außerdem habe es 
den banküblichen Gepflogenheiten widersprochen, einer,
Firma, deren Geschäftsverluste bekannt gewesen seien, 
ohne nähere Prüfung der Bilanzen hohen Kredit einzuräumen. 
Der Kreditsachbearbeiter der Beklagten, H ^ | ,  habe 
zudem gewußt, daß der Finanzierungsplan über den Hausauf-
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baa Posten als bezahlt enthalten habe, die in Wirklichkeit 
nicht beglichen gewesen seien. Für die Beklagte habe sich 
bei der Entwicklung des Kreditfalles immer stärker heraus­
gestellt, daß der Kredit notleidend geworden sei. Da die 
GrundschuldSicherungen in Höhe von 100.000 DM auf der 
Grundlage des Beleihungswertes des fertiggestellten Hau­
ses bemessen worden seien, habe jfede Sanierung des Kre- 
ditfalles zur Voraussetzung gehabt, daß der Hausbau zur 
Vollendung komme, zumal erst dann Aussicht bestanden habe, 
daß die Landeskreditanstalt ein Baudarlehen von 35.000 DM 
geben werde. Aus dem Bestreben, auf jeden Fall die Fertig­
stellung des Hauses zu erreichen und damit Verluste der 
Beklagten aus der Kreditgewährung zu vermeiden, seien die 
Zusicherungen zu erklären, die und äem
Kläger und anderen Bauhandwerkem gemacht hätten. Bei 
{ B e h e b e  auch die Besorgnis mitgespielt, er werde beim 
Scheitern einer Sanierung möglicherweise persönlich zur 
Rechenschaft gezogen. FUr den Kläger und die anderen Bau­
handwerker sei die Inzahlungnahme von Wechseln ungewöhn­
lich gewesen. Sie seien sich darüber im klaren gewesen, 
daß die Bauherrin vermutlich aus eigenen Mitteln nicht 
zählen könne und die Befriedigung ihrer Werklohnforderun­
gen davon abhängen werde, ob die Beklagte als Geldgeberin 
genügend Mittel zur Verfügung stelle. Es sei daher sehr 
verständlich, daß sich der Kläger an die Beklagte gewandt .
und seine Weiterarbeit von einer Erklärung der Beklagten
*• «,

abhängig gemacht habe, daß diese für die Einlösung der 
Wechsel auf komme. Die Erklärungen von und

seien dann so abgegeben worden, wie der Kläger vorge­
tragen habe. Es sei dem Kläger auf mehrfache Fragen immer 
wieder gesagt worden, er solle Weiterarbeiten und sich 
keine Sorgen machen, seine Forderungen lägen im Kosten­
voranschlag über den Bau, die Wechsel seien gut, sie wUr-
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den am Fälligkeitstag eingelöst. Bei diesen Zusicherungen 
habe die typische Interessenlage des Garantievertrages be­
standen. Der Beklagten sei es darum gegangen, die Handwer­
ker zur Fortführung der Bauarbeiten zu bewegen und so den 
notleidenden Kredit zu sanieren. Der Kläger habe die Er­
klärungen so auffassen können, daß die Beklagte mit eige­
nen Mitteln für die Einlösung der Wechsel einstehe

2. Die Revision wendet sich zunächst mit mehreren 
verfahrensrechtlichen Rügen gegen^ie Feststellung des 
Sachverhalts. Sie meint sodann, selbst wenn man die Fest­
stellungen des Berufungsgerichts zugrunde lege, so habe 
doch der Kläger, der die Interessenlage der Beklagten, 
insbesondere deren eigenes Interesse an der Sicherung 
des Kredits nicht gekannt habe, die mündlichen Erklärun­
gen aicht im Sinne einer Garantiezusage auffassen können.

3. Es bedarf an dieser Stelle keines Eingehens auf 
diese Rügen der Revision; denn auch wenn man von den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts ausgeht und wenn man 
weiter die Auslegung der Abreden im Sinne einer Haftungs­
übernahme der Beklagten entgegen der Revisionsansicht
für rechtlich unbedenklich hält, so hängt doch die Ver­
bindlichkeit der von abgegebenen Er­
klärungen für die Beklagte davon ab, daß diese sie als 
eigene Erklärungen gelten lassen muß. In der Ziffer 2 
Abs.5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten 
heißt es:

"Erklärungen der Kasse sind für diese nur dann rechts 
verbindlich, wenn 3ie von zwei nach dem jeweils maß­
gebenden TJnterschriftenverzeichnis hierzu ermächtig­
ten Zeichnungsberecht.igten abgegeben sind. Insbeson­
dere gelten sämtliche Zahlungen nur dann als der



-  10 -

CY' *
s i

Kasse zugegangen, wenn hierüber von zwei Zeich­
nungsberechtigten gemeinschaftlich bescheinigt 
ist**

Die Allgemeinen Bestimmungen zum Unterschriftenver­
zeichnis der Beklagten besagen unter Nr 4$ daß rechtsver­
bindliche Erklärungen für die Anstalt nach den Bestimmun­
gen des § 15 der Sparkassensatzung durch zwei zeichnungs­
berechtigte Personen in Namen der Beklagten abgegeben 
werden. Auch § 4 Abs 3 der Satzung der Beklagten verweist 
hinsichtlich der Vertretungsregelung auf die Satzung 
der Städtischen Sparkasse S f H H H B ’ deren § 15 Abs 1 
folgende Regelung trifft:

"Rechtsverbindliche Erklärungen der Sparkasse werden 
an Stelle des Verwaltungsrats (§6 Abs 2) durch 
zwei zeichnungsberechtigte Personen im Namen der 
Sparkasse abgegeben, Erklärungen in Grundbuch- und 
Grundstücksangelegenheiten sowie im Kreditgeschäft, 
ausschließlich des Wechseldiskontgeschäfts, sind 
vom Sparkassenleiter und seinem Stellvertreter 
oder von einem dieser beiden in Gemeinschaft mit 
einem weiteren Zeichnungsberechtigten zu zeichnen."

• /

und waren, wie aus dem Unterschrif­
tenverzeichnis hervorgeht, nur beschränkt zeichnungsbe­
rechtigt. Das Berufungsgericht hat die Satzung ohne 
Rechtsirrtum dahin ausgelegt, daß auch die Übernahme 
einer Garantiehaftung für die Einlösung von Wechseln 
ein Kreditgeschäft darstelle« Daraus folgt, daß 
und i p i  insoweit zur rechtsgeschäftlichen Vertretung 
der Beklagten nicht berechtigt waren. Trotzdem will das 
Berufungsgericht die Beklagte an die als GarantieZusage

j .

*

*

. A
>

*

*v&1
-
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gewürdigte Erklärung der beiden Angestellten binden, weil 
es der Auffassung isti die Beklagte müsse das selbständig

naoh den Gesetzen von Treu und Glauben, insbesondere nach 
den Grundsätzen der Anscheinsvollmacht, gegen sich gel­
ten lassen- Hierbei waren für das Berufungsgericht fol­
gende Erwägungen leitends

det, weil er diese als die zuständigen~Angestellten der 
Beklagten angesehen habe. Beide hätten den Kläger in dem 
Glauben belassen, sie seien für die Beklagte handlungsbe<

es dem Kläger um eine bindende Erklärung der Beklagten 
gegangen sei. Im Kreditgeschäft der Beklagten seien auch 
sonst die Bestimmungen der Satzung über die Zeichnungsbe­
rechtigung nicht immer eingehalten worden. Kreditverein­
barungen seien entgegen der Satzung von zwei Zeichnungs- 
' berechtigten der Gruppe II unterzeichnet worden, was der 
Direktion und dem Verwaltungsrat der Beklagten nicht ha­
be verborgen bleiben können. So sei der Eindruck entstan­
den, daß die Beklagte im Kreditgeschäft nicht durch die 
Direktion vertreten zu werden brauche. Unter diesen Um­
ständen könne sich die Beklagte nicht, ohne gegen Treu 
und Glauben zu verstoßen, auf die mangelnde Vollmacht 
der beiden Angestellten berufen, zumal diese im Interesse

Gesichtspunkten an. Einmal ist sie der Ansicht, daß Sat­
zungsbestimmungen öffentlich-rechtlicher Anstalten über

durch Berufung auf Treu und Glauben umgangen werden kön

ge rechtsgeschäftliche Handeln von H| und Bl

Der Kläger habe sich an H und B gewen-

rechtigt. Insbesondere habe H klar erkannt, daß

der Beklagten gehandelt hätten

4* Die Revision greift diese Ausführungen aus zwei

Vertretungsregelung zwingender Natur seien und nicht
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nen» Sodann meint sie» daß nach den Feststellungen des Be­
rufungsgerichts die Voraussetzungen nicht gegeben seien, 
unter denen die Rechtsprechung eine Haftung des Vertrete­
nen auf Grund einer Anscheinsvollmacht bejaht habe.

5. Dm Ergebnis sind .diese Angriffe der Revision begrün­
det.

a) Bas Reichsgericht hat in gefestigter Rechtspre­
chung die Ausschließlichkeit der öffentlich-rechtlichen 
Satzungsvorschriften für die Vertretung öffentlicher An­
stalten, insbesondere von Sparkassen mit der Folge aner­
kannt, daß eine Vertretungsmacht aus anderweitigen Tatbe­
ständen (stillschweigende Vollmacht, Anscheinsvollmacht, 
Treu und Glauben) nicht zur Entstehung gelangt (RGZ 116,
22? 116, 247.^547; 127, 226 /S Z J p -, 146, 42 ß < g \

!l§7» 267} 162, 129 Z?427)•-Der Oberste Gerichtshof für die 
• Britische Zone hat sich dieser*Rechtsprechung abgeschlossen 
und ebenfalls betont, daß die im Öffentlichen Interesse 
erlassenen Vorschriften über Zuständigkeit zur reohtsge- 
sohäftlichen Vertretungsmacht öffentlich-rechtlicher Kör­
perschaften und Anstalten zwingender Natur seien und nicht 
durch Berufung auf Treu und Glauben umgangen werden dürf-. 
ten (OGHZ 1, 242 /?4J7; 2, 319 /530/). Auch die Snteohei- 
düngen des Bundesgerichtshofs BGHZ 6, 330 und DM Kr 1 zu 
§ 36 DGO gehen von dieser Rechtsprechung aus. Bas Berufungs 
gericht will in bewußter Abweichung von dieser Rechtspre­
chung in Anlehnung an die Ausführungen von Scholz NJW 
1933» 961 anders entscheiden und die Grundsätze der An­
scheinsvollmacht auch bei Frivatrechtsgeschäften öffent­
lich-rechtlicher Anstalten zur Anwendung bringen, weil es 
keinen Grund sieht, öffentlich-rechtliche Anstalten im 
Frivatrecht8verkehr zu bevorzugen und ihr Handeln nicht
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an den im ganzen Rechtsgebiet geltenden Maßstäben von Treu 
and Glauben za messen.

b) Die streitige Rechtsfrage bedarf hier keiner 
grundsätzlichen Entscheidung. Es stellt sich nämlich die 
Vorfrage, ob wirklich eine private Bank in einem Fall wie 
dem vorliegenden durch Willenserklärungen von Angestell­
ten verpflichtet worden wäre, denen eine Vertretungsmacht 
nicht zuötand» Gerade des Handelsrecht kennt zahlreiche 
Möglichkeiten einer Beschränkung der Vertretungsmacht
(§ 48 Abs 2, 125 HGB; § 71 AktienG, § 35 GmbHG), die der 
Geschäftsgegner grundsätzlich gegen sich gelten lassen 
muß. Im Bankgeschäft ist eine genaue Regelung der Zeich- 
nungs- und Vertretungsbefugnis der für die Bank handeln­
den Personen üblich und auch dem Bankkunden durchweg ge­
läufig, der zudem durch die Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen oder durch Zeichnungslisten auf die Vertretungsrege­
lung hingewiesen wird»»Muß aber der Runde der privaten 
Bank die Regelung der Vertretungsbefugnis, wie sie sich 
aus handelsrechtlichen Vorschriften oder der Bekanntgabe 
besonderer Organisationsbestimmungen ergibt, im allgemei­
nen hinnehmen, so kann für die öffentlich-rechtliche Bank­
anstalt nichts anderes gelten. Es geht nicht an, schon des­
halb, weil* ein Angestellter seine Vertretungsmacht aus­
drücklich oder stillschweigend behauptet und der Geschäfts­
gegner sich hierauf verlassen hat, die öffentliche oder 
private Bankanstalt an die Erklärung des nichtbevollmäch­
tigten Angestellten zu binden.

c) Die zur sogenannten Anscheinsvollnacht heraus­
gebildeten Rechtsgrundsätze verlangen mehr. Sie besagen, 
daß sich der Vertretene dann auf den Mangel der Vollmacht 
seines angeblichen Vertreters nicht berufen kann, wenn er
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dessen Verhalten zwar nicht kannte, es aber bei pflicht—  
massiger Sorgfalt hätte kennen und verhindern können und 
wenn ferner der Geschäftsgegner das Verhalten des Vertre­
ters nach Treu und Glauben und mit Hücksicht auf die Ver­
kehrssitte dahin deuten durfte, daß es dem Vertretenen 
bei verkehrsmässiger Sorgfalt nicht habe verborgen blei- 
beü können, daß dieser es also dulde (BGHZ 5, 1 /Ti 6/;

. BGH IM ftp‘4 au § 167 BGB} BGZ 162, 129 /T A & fi 170, 281 
/?S47)* Baß Angestellte einer Bank mUndlich ein Verspre- 
cheir~abgaben, die Bank werde für die Einlösung fremder 
Wechsel mit eigenen Mitteln haften, war schon nach dem 
Handelsgebrauoh ungewöhnlich. Ausreichende Anhaltspunkte 
dafür, daß der Vorstand oder ein satzungsmässig zustän­
diger Vertreter der Beklagten von solchen Garantiever- 
spreehen wußte oder hätte wissen müssen, sind nicht vorge- 
trageh worden« Wenn 11110 entgegen der
Zeichnungsregelung Kreditvereinbarungen unterschrieben 
haben, so handelte es sich naöh den Feststellungen des 
Berufungsgerichts um Kredite, die entweder vom Verwal- 

. turigsrat genehmigt waren oder deren Zusage im schriftli­
chen Vertrage an die Genehmigung des Verwaltungsrates ge­
knüpft war» In solchen Fällen hatte ein Verstoß gegen 
die Zeichnungsregelung der Satzung mehr formelle Bedeu- 
tung, da durch die Beteiligung des Verwaltungsrates die 
Interessen der Bank gewahrt waren. Auf einem ganz anderen 
Gebiet lag es, wenn nichtvertretungsberechtigte Ange­
stellte mündlich Verpflichtungen für die Beklagte über­
nahmen, die im Ergebnis eine Kreditgewährung enthielten. 
Insoweit kann den Ausführungen des Berufungsgerichts 
nicht gefolgt werden, der Kläger habe sich nach Treu 
und Glauben darauf verlassen dürfen, die Angestellten 
könnten durch ihre mündlichen Erklärungen Garantieverpflich 
tungen für die Bank eingehen. Der Kläger hatte sich als
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Girokunde der Beklagten deren Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen unterworfen und bescheinigt,, daß ihm die Liste 
der zeichnungsberechtigten Personen bekannt gewesen sei 
(Bl 96 dA)* Auch unabhängig von einer solchen Verweisung 
vollziehen sich die Beziehungen zwischen öffentlichen 
Banken und ihren Kunden nach der Verkehrssitte auf Grund 
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen! wenn diese der Öf­
fentlichkeit bekanntgegeben sind oder in den Bankräumen 
ausliegen (vgl hierzu von Godin, HGB RGRK 1953, 17 b zu 
§ 346; Baiser: Das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen 1935 S 207). Da die Vertretungsbefugnis von Hofmann 
und Beutler jederzeit anhand der Zeichnungsliste feststen- 
bar war, zudem die mtindliche Eingehung einer weitreichen­
den Garantieverpflichtung duroh Angestellte der Bank 
sehr ungewöhnlich erscheinen mußte, läßt sich die Bindung 
der Beklagten an die Erklärungen der Angestellten nicht 
auf den Gedanken des Vertrauensschutzes stützen, der aus­
serdem in der Regel voraussetzt, daß eine gewisse Häufig­
keit oder Dauer von Zuständigkeitsüberschreitungen vor­
liegt (RGZ 162, 129 Würdinger,' HGB RGRK 1953 Anm
12 zu § 54) *

d) Selbst wenn sich also im Gegensatz zur bisheri­
gen Reohtsprechung der aus § 242 BGB abgeleitete Rechts­
grundsatz der Anscheinsvollmacht auch gegenüber der sat- 
züngsmässigen Vertretungsregelung öffentlich-rechtlicher 
Anstalten durchsetzen könnte, so würde doch im vorlie­
genden Fall die Anwendung dieses Rechtsgrundsatzes die 
Entscheidung des Berufungsgerichts nicht tragen.

III.

1. Scheidet ein Vertragsanspruch aus Garantiehaf­
tung jedenfalls wegen fehlender Vollmacht der für die Be-
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klagten handelnden Personen aus, so fragt sich., ob die Be­
klagte nicht aus dem Gesichtspunkt des Verschuldens ihrer 
Angestellten bei den Verhandlungen mit dem Kläger scha­
denersatzpflichtig ist. Das Berufungsgericht ist dem mög­
lichen Klagegrund des Verschuldens bei Vertrageschluß 
nicht nachgegangen. Es bedarf auch nicht einer abschlies­
senden Stellungnahme, ob der Kläger Schadensersatzansprü­
che gegen die Beklagte hat, weil er sich auf eine Vorspie­
gelung der Angestellten, sie könnten für die Beklagte 
eine GarantieZusage geben, verlassen hat. Ee"genügt viel­
mehr eine Prüfung in der Richtung, ob sich der Kläger 
wenigstens darauf verlassen konnte, daß die Auskunft der 
beiden Angestellten, die Wechsel seien gut und ihre Einlö- 
sung sei gesichert, richtig war, und ob die Beklagte dem 
Kläger deshalb Schadensersatzpflichtig ist, weil sie für 
die schuldhaft falsch abgegebene Auskunft ihrer Ange-t *stellten einstehen muß. Gerade auf die Erteilung einer ' 
unrichtigen Auskunft und die bedenkenlose Empfehlung einer 
Maßnahme, die ersichtlich ein großes Risiko einschloß, 
hatte der Kläger auch vornehmlich seine Klage gestützt. 
Auch das Landgericht hatte diesen Gesichtspunkt mit Recht 
in den Vordergrund gestellt.

2. Das Berufungsgericht hat gleichfalls den Klage­
grund der unrichtigen Auskunft geprüft und in seiner 
Hilfserwägung den Klageanspruch gemäß §§ 826, 831 BGB 
für begründet erklärt. Es ist dabei von folgenden Fest­
stellungen ausgegangen:

«

B ^ m s e i e n  sich klar darüber gewesen, 
daß die Zahlung der Werklohnforderung durch die Bauherrin 
sehr zweifelhaft gewesen sei. Deren schlechte Vermögens­
lage und deren hohe Wechselschulden seien bekannt gewesen.k!

/ 4 *
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Ebenso sei gewiß gewesen* daß die Sicherungsmöglichkeiten 
aus dem Vermögen der Firma und M g ^ l  ausgeschöpft
worden seien. Die Bezahlung der noch zu leistenden Bauar­
beiten habe davon abgehangen,daß der mit 35.000 DM im Fi­
nanzierungsprogramm eingesetzte Kredit der Landeskredit­
anstalt zur Auszahlung gelange. Diese Auszahlung sei aber 
sehr zweifelhaft gewesen, da bereits der gewährte Kredit 
notleidend geworden und die zweite innerhalb der vertret­
baren Beleihungsgrenze des Baugrundstücks liegende Rang­
stelle zu Gunsten der Beklagten belegt gewesen sei. Das 
sei den Angestellten, insbesondere bewußt gewe­
sen. Diese hätten auch erkannt, daß der Kläger nicht Wei­
terarbeiten werde, wenn man ihn nicht hinsichtlich seiner 
berechtigten Bedenken beruhige. Im Interesse der Kreditsa­
nierung hätten H g B B  und B ( m  gegen ihre Oberzeugung 
erklärt, der Kläger solle sich auf die Regulierung seiner 
Forderung durch Wechsel einlassen, es bestehe keine Gefahr. 
Eine mögliche Schädigung des Klägers hätten beide Ange­
stellte vorausgesehen.

3» Soweit die Revision Frozeßrügen erhebt, sind sie 
jedenfalls insoweit unbegründet, als sie sich nicht auf 
die behauptete Garantiezusage, sondern auf die obigen 
Feststellungen erstrecken. Die Ansicht der Revision, der 
Kläger habe gerade aus den Äußerungen von und
B g m  erkennen müssen, daß die Auszahlung des restli­
chen Kredits noch in der Schwebe und nicht unbedingt si­
cher sei, steht mit den Feststellungen des Berufungsge­
richts im Widerspruch. Wenn H g g | B  ̂  M H I B  äavon ge­
sprochen haben, die Kreditauszahlung sei nur von Formali­
täten abhängig, so brauchte der Kläger keine Mutmaßungen 
darüber anzustellen, worin diese Formalitäten bestehen 
könnten. Entscheidend war, daß der Kläger nach den Auseerun-
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gen der Angestellten, wie sie das Berufungsgericht
festgestellt und gewürdigt hat, damit rechnen.durfte, die 
Restfinanzierung des Baues sei praktisch gesichert, wäh­
rend tatsächlich, wie die beiden Angestellten der Beklag­
ten wußten, größte Unsicherheit bestand, ob die Bauhand­
werker zu ihrem Geld kommen würden. Von dem noch offenen 
Kredit der Landeskreditanstalt hatte der Kläger nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts bei seinen Gesprächen 
mit den beiden Angestellten der Beklagten nichts gehört 
und auch im übrigen bis Januar 1953 nichts erfahren. Selbst 
wenn er, wie die Revision aus einer in der Revisionsin­
stanz überreichten Bescheinigung des Bauförderungsamtes 
der Stadt Stuttgart vom 20. Oktober 1953 in Verbindung 
mit der Aussage des Klägers schließen will, schon vorher 
von einem solchen Kredit gehört haben sollte, so ändert 
das nichts daran, daß ihm über die Aussioht, aus dem ge­
währten oder noch zu gewährenden Baukredit eine Begleichung 
seiner Forderung zu erlangen, unsichtige Angaben gemacht 
worden sind, auf die er nach den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts vertraut hat. Im übrigen kann die erst nach 
Rrlaß des BerufungsUrteils ausgestellte Bescheinigung 
-in der Revisionsinstanz keine Berücksichtigung finden.
Auch die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe ohne 
Antrag einer Partei die erneute Vernehmung der Zeugen 
^ ^ u n d  B ^ m |  nicht anordnen dürfen, ist unbegründet.
Die erneute Vernehmung der bereits im ersten Rechtszug 
gehörten Zeugen stand im Ermessen des Berufungsgerichts 
und konnte ohne Antrag einer Partei erfolgen (Stein-Jonas- 
Schönke, ZPO 17. Aufl IV zu § 398). Im übrigen ist die­
se Prozeßrüge schon deshalb unbeachtlich, weil in der 
Schlußverhandlung vor dem Berufungsgericht eine mögliche 
Rüge unterblieben ist (§ 295 ZPO). Ebenfalls ist entge­
gen der Ansicht der Revision nicht ersichtlich, daß das



Berufungsgericht durch die Anordnung, den Kläger als Par­
tei zu vernehmen, die Schranken des durch § 448 ZPO dem 
Tatrichter eingeräumten Ermessens Überschritten hat. Es 
ist somit von dem vom Berufungsgericht festgestellten Sach­
verhalt auszugehen.

4. Gemäß § 676 BGB ist derjenige, der einem anderen 
einen Bat oder eine Empfehlung erteilt, unbeschadet der 
sich aus.einem Vertragsverhältnis oder einer unerlaubten
Handlung ergebenden Verantwortlichkeit, zum Ersatz des ----
aus der Befolgung des Bates oder der Empfehlung entstehen­
den Schadens nicht verpflichtet. Bas Berufungsgericht hat 
eine vertragliche Schadensverantwortung der Beklagten 
im Gegensatz zum Landgericht abgelehnt, da keinerlei Zusam­
menhang zwischen der Auskunft und der vertraglichen Bank­
verbindung der Parteien bestehe. Bern kann nicht zuge­
stimmt werden. Bie Rechtsprechung hat mit Hecht den Ab­
schluß eines stillschweigenden Auskunftsvertrages dann an­
genommen, wenn die Umstände unter Berücksichtigung der 
Verkehrsauffassung und des Verkehrsbedürfnisses den Rück­
schluß zulassen, daß beide Teile die Auskunft zum Gegen­
stand vertraglicher Hechte und Pflichten machen wollen 
(BGZ 157, 228; 162, 129 ^54/; Erman-Hauß BGBKomm Anm 3 b 
zu § 676). Insbesondere ist bei Sparkassen und Banken für 
eine Auskunfts- oder Raterteilung Vertragshaftung dann 
bejaht worden, wenn der um die Auskunft Bittende eine Ver­
mögensdisposition treffen will und dies dem Auskunftge­
benden erkennbar ist (BGZ 131, 239 467; HG JW 1931,
3096 ^509g7{ • vgl auch HGZ 101, 297 /?0l7)» Gerade diese 
Lage war nach den Peststellungen des Berufungsgerichts ge­
geben. Im übrigen war bereits aus der laufenden Geschäfts­
beziehung der Parteien die Vertragspflicht der Beklagten 
herzuleiten, wenn sie dem Kunden eine erbetene Auskunft
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erteilte, hierbei die erforderliche Sorgfalt anzuwenden 
und jedenfalls täuschende Angaben zu unterlassen (RGZ 126, 
50 /5§7) •* Endlich ist bei der Würdigung zu beachten, daß 
die Auskunft in engem Zusammenhang mit dem Ankauf der bei­
den Wechsel durch die Beklagte stand, indem nämlich die 
Auskunft Voraussetzung dafür war, daß der Kläger die Wech­
sel der Beklagten zum Biskont weitergab. Auch aus diesem 
Bankgeschäft ergab sich die vertragliche Webenpflicht der
Beklagten zu sachgemäßer Beratung. Die Beklagte hat also

*

aus dem Gesichtspuntefc-der Vertragshaftung für die sorg----
fältige Erteilung der Auskunft einzustehen, soweit sie 
sich bei der Auskunft der beiden Angestellten als Erfül­
lungsgehilfen im Sinne des § 278 BGB bedient hat. Bas aber 
ist der Fall. Bie Stellung, die Hoftaann als Kreditsach­
bearbeiter und Beutler als Leiter der Wechselabteilung 
bekleideten, brachte naturgemäß mit sich, daß sie von 
Kunden um solche Auskünfte angegangen wurden. Bas konnte 

/.auch den Organen der Beklagten nicht unbekannt sein.
Bie Beklagte bediente sich bei der Abwicklung des Ge­
schäftsverkehrs und den Verhandlungen mit den Kunden die­
ser Angestellten und hatte ihnen dabei, wie das Berufungs­
gericht feststellte, weitgehende Selbständigkeit einge­
räumt. Ba die Auskunftserteilung ein Vorgang tatsächli­
cher und rechtsgesohäftlicher Art ist (HGZ 157, 228 /?337* 
162, 129 /T547), kommt es auf eine rechtsgeschäftliche 
Vertretungsbefugnis der beiden Angestellten nicht an 
(RGZ 131, 239 ^467$ ferner von Godin BGB RGRK 1953 An­
hang zu § 349 Anm 27). Bie Beklagte haftet daher gemäß 
§ 278 BGB schon dann auf Ersatz des Schadens, der dem 
Kläger durch die falsche Auskunft entstanden ist, wenn 
die beiden Angestellten nur fahrlässig die Vertragspflicht 
der Beklagten gegenüber dem Kläger Verletzt haben. Nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichts haben' sie aber
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den Kläger sogar vorsätzlich in Kenntnis der Schädigungs­
möglichkeit falsch beraten, so daß die Schadenspflicht 
der Beklagten auch aus den §§ 826, 831 BGB herzuleiten 
ist, da die Beklagte einen Entlastungsbeweis nicht ange­
treten hat»

5* Die Beklagte beruft sich demgegenüber auf die 
FreiZeichnungsklausel ihrer Allgemeinen Geschäftsbedingung 
gen, in deren Ziffer 43 es heißts

"Alle Berichte, Auskünfte, Anregungen und Empfehlun­
gen der Kasse erfolgen unter Ausschluß jedweder Ver­
bindlichkeit, auch der Haftung aus §§ 276 und 278 
BGB>"

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist mit dem 
Landgericht davon auszugehen, daß die Allgemeinen Geschäfts 
bedingungen für den gesamten Geschäftsverkehr der Partei­
en gelten« Baß deren Anwendung nicht nur auf die Hechtsbe­
ziehungen beschränkt war, die sich aus der Eröffnung des 
Girokontos ergeben, folgt schon daraus, daß die Geschäfts­
bedingungen auch Bestimmungen über die Diskontierung von 
Wechseln und die Erteilung von Auskünften enthielten» Min­
destens mit der Anerkennung der Bedingungen hat sich der 
Kläger für.alle dort geregelten Geschäftsbeziehungen un­
terworfen. Grundsätzlich bestehen gegen die rechtliche 
Zulässigkeit eines Ausschlusses der Haftung für Auskünfte 
und Empfehlungen keine Bedenken (Geßler-Hefermehl, HGBKomm 
1953 Anm 17 vor § 348; Raiser aaO S 315). Das Reichsge­
richt hat solche Freizeichungsklauseln bei Auskunfteien 
und Banken rechtlich anerkannt und nur einschränkend be­
merkt, daß die Haftung für Vorsatz verfassungsmässig beru­
fener Vertreter im Sinne des § 30 BGB oder leitender An-
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gestellter, die solchen Vertretern gleichzustellen seien, 
nicht ausgeschlossen werden dürfe (RGZ 1T5, 122; WarnRspr 
1934, 156; BankArch 1933, 228; 1937, 85; vgl auch BGHZ 
13» 198 /?017)« Wie weit der Kreis der satzungsmässigen 
Vertreter einer öffentlichen Anstalt im Sinne der §§ 30, 
31 BGB im einzelnen zu ziehen ist, bedarf hier keiner Er­
örterung, da und B f l H B  eine solche Stellung je­
denfalls nicht zukam. Die Freizeiohnungsklausel wäre also 
grundsätzlich wirksam gewesen.

6. Trotzdem kann die Schadensersatzpflicht der Be­
klagten nicht auf Grund der Freizeichnungsklausel entfal­
len, da der Berufung auf den HaftungsausSchluß der Einwand 
mißbräuchlicher Hechtsausübung entgegensteht. Bei solchen 

* Freizeichnungsklauseln, die die Schutzrechte der Kunden 
' weitgehend eineiigen und in ihrer Tragweite bei Eingehung 
der Geschäftsbeziehungen selten erkannt werden, ist nicht 

. nur in Zweifelsfällen eine einengende Auslegung erforder­
lich, um offenbar unbillige Ergebnisse zu vermeiden. Es 

2 muß ferner auch geprüft werden, ob nicht nach den besonde­
ren Umständen des Einzelfalles die Berufung auf eine Frei­
zeichnungsklausel gegen die Grundsätze von Treu und Glau­
ben verstößt (HG BR.1941, 1726; BR '1941* 2446). Ber XI. 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat in einem ähnlichen 
Fall der FreiZeichnungsklausel für Bankauskünfte unter 
dem Gesichtspunkt des § 242 BGB die Anerkennung versagt 
(BGHZ 13> 198 ^01/). Bie besonderen Umstände, die hier 
zu demselben Ergebnis führen, sind folgendes

•Ber Kläger hatte sich an zwei Angestellte verschie­
denem Abteilungen der Beklagten gewandt, die beide über­
einstimmend namens der.Beklagten Auskünfte erteilt hat- 

• ten, deren Unrichtigkeit und deren möglicherweise schädi-
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gende Auswirkung auf das Vermögen des Klägers, eines Kun­
den, ihnen bekannt war. Beide Angestellte waren von der 
Absicht geleitet, durch ihre Handlungsweise den Kläger 
zu weiteren Arbeitsleistungen für den Bau zu veranlassen, 
die praktisch der Beklagten zugute kamen» da, wie das Be­
rufungsgericht festgestellt hat, die Grundschuldsicherun- 
gen der Beklagten nur bei Vollendung des Baues in einer 
wirtschaftlich zu vertretenden Beleihungsgrenze lagen.
Sie haben auch diesen Zweck erreicht, ohne daß dabei im 
einzelnen festgestellt zu werden braucht, ob neben den 
Leistungen anderer Bauhandwerker gerade die Leistungen 
des Klägers ziffernmässig ein die Höhe seiner Baurechnun­
gen entsprechendes wirtschaftliches äquivalent für die Be­
klagte erbracht haben. Jedenfalls erfolgten die veranlaß- 
ten Leistungen des Klägers im Interesse der Beklagten. 
Berücksichtigt man weiter,, daß H U B  und eine
besondere Vertrauensstellung hatten, so würde es in der 
Tat schlechthin mit Treu und Glauben unvereinbar sein, 
daß sich die Beklagte unter Berufung auf die tfreizeich- 
nungsklausel ihrer Geschäftsbedingungen der Verantwortung 
entziehen würde.

#

7. Baß der Kläger durch die Auskunft in Höhe des 
Klagebetrages' geschädigt worden ist, hat das Berufungsge­
richt unter Würdigung aller Umstände festgestellt5 ohne 
daß eine Verletzung des dem Tatrichter gemäß § 287 ZPO 
eingeräumten Ermessens erkennbar ist. Auf den Streit 
zwischen dem Kläger und der Streithelferin über die Sach- 
befugnis des Klägers einzugehen, hatte das Berufungsge­
richt keine Veranlassung, da die Streithelferin sich zu 
den Einwendungen des Klägers nicht erklären konnte und
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der Beklagte die Sachbefugnis des Klägers nicht in Zwei­
fel gezogen hat.

Die Revision der Beklagten war daher mit der Kosten­
folge des § 97 ZPO zurückzuweisen.

Br. Kleinewefers Br; öelhaar Br.K.S.Meyer 

Hanebeok Br« Hauß
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